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Die Reform der Waren- und 
Dienstleistungssteuer (Goods 
and Service Tax, GST)1 in 

Ländern mit föderalen Verfassungs-
strukturen ist eine große Herausfor-
derung. Als „gute Praxis“ gilt eine 
einheitliche nationale GST, die auf ei-
ner breiten Basis zu einem niedrigen 
Einheitssatz erhoben wird. In föde-
ral strukturierten Ländern kann eine 
entsprechende Steuerharmonisierung 
allerdings gegen das föderale Prinzip 
verstoßen. Insbesondere ist eine ein-
heitliche Mehrwertsteuer in Föderati-
onen dann problematisch, wenn eine 
der beiden folgenden Charakteristika 
vorliegen: (a) regionale Identitäten und 
hergebrachte Regeln in der politischen 
Steuerung der Provinz sind stark aus-
geprägt oder die Frage der Steuerauto-
nomie ist in einem Bundesland ein po-
litisch heikles Thema. Problematisch 
ist eine Steuervereinheitlichung auch, 
wenn (b) die Regierung eines Bundes-
landes ihre Ausgaben weitgehend mit 
indirekten Steuern finanzieren muss 
(wie bei der GST) und keinen Zugang 
zu anderen breit angelegten Steuerein-
künften hat – wie beispielsweise Ein-
kommens- und Lohnsteuer.

Für föderale Staaten ohne solche Ein-
schränkungen sind beispielsweise die 
australischen und deutschen Syste-
me die besten Modelle. Beide erhe-
ben eine nationale Mehrwertsteuer, 
deren Grundlagen und Sätze gemein-
sam von der jeweiligen Bundesregie-

rung in Abstimmung mit den Lan-
desregierungen festgelegt werden. Mit 
einer spezifischen Formel werden die 
Einnahmen aus der Mehrwertsteu-
er zwischen Bundes- und Landesebe-
ne aufgeteilt. Andere föderale Länder 
verfügen über ein System mit dezen-
traler Mehrwertsteuer, das mit dem 
föderalen Steueraufkommen abgegli-
chen wird. Dies erfordert jedoch ein 
hohes Maß an zwischenstaatlicher Ko-
ordination und eine ziemlich fortge-
schrittene Steuerverwaltung. Außer in 
Kanada (und jetzt in Indien) ist ein sol-
ches System mit einer Mehrwertsteuer 
auf Länderebene neben einer föderalen 
GST nicht vorhanden. Die schwierige 
Vorgeschichte dieses Systems in Kana-
da lässt ermessen, dass dies eine große 
Herausforderung darstellt und ebenso 
die Frage aufwirft, wie erschwinglich 
so ein Steuersystem sein muss.

Einheitliche Mehrwertsteuer 
im föderalen System

Die Schwierigkeiten werden noch ver-
schärft, wenn in einem „Entwicklungs-
land“ ein föderaler Staat vor solch einer 
Aufgabe steht. Solche Länder kämpfen 
in der Regel zusätzlich mit den Pro-
blemen eines niedrigen Pro-Kopf-Ein-
kommens, starken Einkommensun-
gleichheiten, regionalen Disparitäten, 
signifikanten fiskalischen Ungleich-
heiten, schlechter Praxis in Sachen 
Buchhaltung und einer schwachen 
Steuerverwaltung. Brasilien zum Bei-

spiel versucht, sein Verbrauchssteuer-
system zu reformieren, das bislang eine 
Mehrwertsteuer auf Ebene des Bundes-
staates erhebt. Aufgrund einer komple-
xen und ineffizienten Steuerverwal-
tung sowie mangelnder Koordination 
zwischen Bund, Ländern und Gemein-
den sieht sich dieses Vorhaben jedoch 
immensen Hürden gegenüber. In Paki-
stan haben die Schwächen in der Rah-
mengesetzgebung und in der Steuer-
verwaltung sogar zum Scheitern der 
GST geführt. In Malaysia veranlasste 
der heftige öffentliche Widerstand ge-
gen eine GST-Reform im Jahr 2018, 
dass diese kaum drei Jahre später wie-
der abgeschafft wurde. Die GST-Re-
form war in eine Zeit gefallen, in der 
die Inflation anstieg und die Reform 
sich regressiv auf die Einkommensver-
teilung ausgewirkt hatte. 

Angesichts der skizzierten Herausforde-
rungen ist die Einführung eines dualen 
GST-Modells in Indien seit dem 1. Juli 
2017 bemerkenswert und erfolgreich. 
Geändert werden mussten die Verfas-
sung und die dort festgelegte Struktur 
der Gewaltenteilung. Innerhalb der fö-
deral strukturierten Entwicklungslän-
der ist Indien derzeit das einzige Land 
mit einem dualen GST-System. Dies 
gelang, weil einerseits vom puristischen 
Ideal einer einzigen, einheitlichen, na-
tional erhobenen Mehrwertsteuer Ab-
stand genommen und der traditionelle 
Zugriff der Bundesstaaten auf Steuern 
berücksichtigt wurde. Erfolgreich war 
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die Reform andererseits auch, weil die 
Praxis der Steueraufteilung modifiziert 
wurde. Von den Bundesstaaten war er-
wartet worden, dass sie ihr Recht auf 
Steuern für den Verkauf und den Kauf 
von Gütern in ihrem Zuständigkeits-
bereich zu Teilen aufgeben. Gleichzei-
tig war das Dilemma der Koordination, 
das den Reformprozess der indirekten 
Steuern seit 1991 geplagt hatte, da-
durch gelöst worden, dass mit den 
Regierungen der Bundesstaaten eine 
neue Beteiligung am Steueraufkom-
men festgelegt wurde.

Indien hat ein GST-Modell der „Gleich-
zeitigkeit“ eingeführt – weit vom Ideal-
modell einer einheitlichen nationalen 
Mehrwertsteuer entfernt. In Indiens 
dualem Modell erheben das Zentrum 
und die Bundesstaaten eine nationale 
wie eine bundesstaatliche Mehrwert-
steuer auf innerstaatliche Lieferungen 
von Waren und Dienstleistungen. Die 
integrierte GST (IGST) auf alle zwi-
schenstaatlichen Lieferungen von Wa-
ren und Dienstleistungen wird exklusiv 

vom Zentrum erhoben. Die Einnah-
men aus der IGST werden zwischen 
Zentrum und demjenigen Bundesstaat 
aufgeteilt, in dem sie angefallen sind. 
Weniger effizient als gewünscht, aber 
es war der einzige Weg, die Bundes-
staaten mit ins Boot zu holen. Zusätz-
lich wurde ein „Kompensationsfonds“ 
eingerichtet, der den Ländern einen 
vollständigen Ausgleich für etwaige 
Verluste während des Übergangs ga-
rantiert. Von der neuen Regelung der 
reformierten GST ausgenommen blei-
ben Erdölprodukte (Rohöl, Erdgas, 
Flugbenzin, Diesel und Benzin), Alko-
hol, Elektrizität und Immobilien. Zu-
dem wurde für eine Übergangszeit eine 
mehrstufige Steuerstruktur mit weite-
ren Ausnahmen beschlossen. Es han-
delt sich um einen sukzessiven Prozess, 
in dem die Ausnahmen schrittweise ab-
gebaut werden sollen. Für den März 
wurde eine nächste Sitzung des soge-
nannten GST-Rates anberaumt, um 
sich mit der Vereinfachung der Steuer-
sätze und der Zusammenlegung meh-
rerer Steuersätze zu befassen.

Dieser GST-Rat, 2016 eingerichtet, 
stellt einen neuen Mechanismus dar, 
um mit den Bundesstaaten im Rahmen 
der neuen GST-Regulierung Abspra-
chen zu treffen und die neue Regelung 
umzusetzen. Dieser Rat ist ein Verfas-
sungsorgan und bündelt die Befugnisse 
der einzelnen Parlamente, um Ent-
scheidungen im Zusammenhang mit 
der GST in eigener Regie herbeiführen 
zu können. Der Rat entscheidet mit ei-
ner Dreiviertelmehrheit der Stimmen 
der anwesenden Mitglieder. Die Stim-
men sind gewichtet: Die Zentralregie-
rung votiert mit einem Stimmenge-
wicht von 33 Prozent, die Regierungen 
der Bundesstaaten zusammengenom-
men mit 66 Prozent. Das Zentrum 
kann also nicht im Alleingang allen 
Staaten seinen Willen aufzwingen. 
Dazu benötigt das Zentrum die Un-
terstützung von mindestens 20 Staa-
ten mit einem Stimmengewicht von 42 
Prozent, um auf die Dreiviertelmehr-
heit zu kommen. Umgekehrt können 
die Bundesstaaten nicht dem Zen-
trum ihren Willen aufzwingen. Ände-
rungen, etwa des GST-Satzes oder der 
Aufteilung der GST-Einnahmen, be-
dürfen der Zustimmung beider Seiten.

Paradigmenwechsel

Die Einführung der neuen Mehr-
wertsteuerregelungen hat erhebliche 
Veränderungen im indischen Steuer-
föderalismus bewirkt. Die Väter der 
Verfassung vertraten das Prinzip der 
Trennung der Steuerkompetenzen. 
Die Zuweisung von Steuerkategorien 
sollte ausschließlich entweder an das 
Zentrum oder an die Bundesstaaten er-
gehen. Mit dem 101. Änderungszusatz 
zur Verfassung von 2016, der zu einer 
umfassenden Überarbeitung des in-
dischen Systems der indirekten Steuern 
führte, übernahm Indien das Prinzip 
der Gleichzeitigkeit. Das Unionspar-
lament und die Gesetzgeber der Bun-
desstaaten haben nun die Befugnis, die 

Regional Transport Office – für Post und 
Dienstleistung zwar zuständig, aber die 
Steuer wird woanders erhoben.

Bild: Nicolas Mirguet, flickr (CC BY-NC 2.0)



Südasien 1/2021 | 73

Indien

Steuersätze auf einer gemeinsamen Ba-
sis wirtschaftlicher Aktivitäten zu erhe-
ben und einzuziehen.

Vor der GST-Reform wurden alle Steu-
ern auf zwischenstaatliche Warenver-
käufe von den Bundesstaaten dort er-
hoben und einbehalten, in denen die 
Waren geliefert wurden (Ursprungs-
prinzip). Unter dem neuen System 
erhebt und kassiert das Zentrum die 
integrierte GST auf alle zwischenstaat-
liche Warenlieferungen und Dienstlei-
stungen. Die eingenommenen Mittel 
werden gemäß der Empfehlung des Ra-
tes zwischen der Union und den Ziel-
staaten der Lieferungen aufgeteilt. Die 
Einführung dieser Regel (Prinzip des 
Zielstaates) für den länderübergreifen-
den Handel stellt sicher, dass die är-
meren, konsumierenden Staaten auf 
Kosten der wohlhabenderen und in-
dustrialisierten Staaten profitieren. 
Dies kann positiv zum Abbau regio-
naler Disparitäten beitragen.

Die neue GST-Regulierung hat die 
Art und Weise, in der die Landesre-
gierungen ihre Ausgaben finanzieren, 
grundlegend verändert. Die Steuersät-
ze auf Waren und Dienstleistungen 
werden gemeinsam vom Zentrum 
und den Bundesstaaten im GST-Rat 
festgelegt. Die Bundesstaaten haben 
auf ihr Recht verzichtet, die Steuer-
sätze für den Verkauf und Kauf von 
Waren innerhalb ihres Zuständigkeits-
bereichs exklusiv zu bestimmen. Die 
Neuausrichtung des fiskalischen Fö-
deralismus in Indien zielt darauf ab, 
die Landesmittel in erster Linie über 
Einnahmeaufteilung und Zuschüsse 
zu ergänzen (statt den Bundesstaaten 
eigenständige Einnahmekompetenzen 
einzuräumen). Zu diesem Zweck wur-
de der Anteil der Bundesstaaten an den 
Nettoeinnahmen der zentralen Steuer-
einnahmen von 32 auf 42 Prozent er-
höht. Der Einnahmetopf zur Bedie-
nung der Länderfinanzierung wurde 
außerdem vergrößert, indem das Zen-
trum seine Einnahmen aus der nati-
onalen (GST) sowie der integrierten 
Mehrwertsteuer (IGST) ebenfalls in 
diesen Topf einspeist. 

Der fiskalische Spielraum für die 
Bundesstaaten wird also tatsächlich 
erweitert, um Ausgaben für die Ent-
wicklung des Landes tätigen sowie um-
fangreiche Verpflichtungen im Bereich 
der Sozialausgaben erfüllen zu können. 
Die Tragfähigkeit der Bundesstaaten, 
ihre Schuldenlast bedienen zu kön-
nen, bleibt gewährleistet. Das bishe-
rige Missverhältnis zwischen den fis-
kalischen Verantwortlichkeiten auf 
Landesebene und den zur Verfügung 
stehenden Einnahmen kann so verrin-
gert werden.

Die neue Regulierung hat auch eine 
bestimmte Art des Wettbewerbs zwi-
schen den Bundesstaaten verändert. 
Vor der Reform gab es eine Tendenz, 
aufgrund knapper öffentlicher Kassen 
die Ausgaben für die staatliche Wohl-
fahrt zu mindern – hier vor allem die 
unternehmerischen Tätigkeiten zu 
fördern. Um überhaupt Einkommen 
aus diesem Bereich zu generieren und 
mithin Unternehmungen anzusiedeln 
oder zu halten, wurden im Wettbewerb 
mit anderen Bundesstaaten die Steuer-
sätze gesenkt. Nach der Reform und 
den genannten Finanzierungsmög-
lichkeiten gibt es ein Mindestmaß an 
fiskalischen Einnahmen zur Förde-
rung der staatlichen Wohlfahrt und 
keinen Anreiz mehr für den früheren 
Wettbewerb um die niedrigsten Steu-
ersätze. Der Wettbewerb um niedrigere 
Steuersätze ist nicht ganz verschwun-
den, hat aber erheblich an Bedeutung 
verloren. Es hat sich umgekehrt ein 
neues Modell des Wettbewerbs zwi-
schen den Bundesstaaten herausgebil-
det. Sie konkurrieren nun darum, ein 
besseres Geschäftsklima zu bieten und 
fördern den lokalen Unternehmergeist.

Insgesamt kann die Art und Weise, 
wie Indien das mit der Mehrwertsteu-
erreform verbundene Koordinations-
dilemma gelöst hat, anderen föderalen 
Volkswirtschaften Lernpotenzial lie-
fern. Die wesentlichen Aspekte sind: 
(a) es wurde die Variante des Steuer-
systems entwickelt, die den bundes-
staatlichen Regierungen am meisten 
zusagte, (b) der Zugang der Bundes-

staaten zum Pool der von der Union 
eingetriebenen Steuern wurde gleich-
mäßiger aufgeteilt und der Anteil am 
Pool erhöht (c) ein großzügiges Aus-
gleichspaket wurde geschaffen, (d) die 
Forderung der Bundesstaaten wurde 
akzeptiert, einige einkommensstarke 
Produkte von der GST auszunehmen, 
(e) ein neuer institutioneller Mechanis-
mus (der GST-Rat) wurde in der Ver-
fassung verankert, der in wechselsei-
tiger Abhängigkeit Entscheidungen 
zur Mehrwertsteuer trifft.

Es hat sich gezeigt, dass das frühzeitige 
Einbinden der bundesstaatlichen Ver-
tretungen die Ausgestaltung der Steu-
erreform zu einer einvernehmlichen 
Lösung gefördert hat. Die Autonomie 
der Länder im föderalen System hat 
ohne Zweifel gelitten. Dafür hat ihre 
Fähigkeit, fiskalisch schlagkräftiger 
zu operieren, sich erhöht. Die Bun-
desstaaten haben die Erhöhung ihrer 
Anteile am Steuertopf bevorzugt und 
so die Reform akzeptiert.
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Endnote
1 Wird auf verkaufte Güter und erbrachte 

Dienstleistungen erhoben und ist vergleich-

bar der Mehrwertsteuer – Anm. d. Red.


